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Erlass einer Veränderungssperre 

 

Die Stadt Starnberg erlässt aufgrund der §§ 14, 16 und 17 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fas-

sung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Ge-

setzes vom 12.08.2025 (BGBl. 2025 I Nr. 189) in Verbindung mit Art. 23 der Gemeindeordnung für den 
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Freistaat Bayern (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22.08.1998 (GVBl. S. 796, 797, 

BayRS 2020-1-1-I), zuletzt geändert durch § 2 des Gesetzes vom 09.12.2024 (GVBl. S. 573) folgende 

Satzung über eine Veränderungssperre für den Bebauungsplan Nr. 81A11, betreffend das west-

lich der Bahnlinie, östlich des Ludwig-Thoma-Wegs und Riedener Wegs gelegene Grundstück Fl. 

Nr. 742, Gemarkung Starnberg 

§ 1 

Räumlicher Geltungsbereich 

Der räumliche Geltungsbereich der Veränderungssperre ergibt sich aus der Karte mit Fassungsdatum 

vom 03.09.2025, die als Anlage Bestandteil dieser Satzung ist. Er entspricht dem Umgriff des Bebau-

ungsplans Nr. 81A11 für eine Teilfläche westlich der Bahnlinie, östlich Ludwig-Thoma-Weg und Riede-

ner Weg, betreffend das Grundstück Fl. Nr. 742, Gemarkung Starnberg. 

§ 2 

Rechtswirkungen 

(1) Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB dürfen nicht durchgeführt oder bauliche Anlagen nicht beseitigt 

sowie erhebliche oder wesentlich wertsteigernde Veränderungen von Grundstücken und baulichen An-

lagen, deren Veränderungen nicht genehmigungs-, zustimmungs- oder anzeigepflichtig sind, nicht vor-

genommen werden. 

(2) Wenn überwiegende öffentliche Belange nicht entgegenstehen, kann von der Veränderungssperre 

eine Ausnahme zugelassen werden. Die Entscheidung über Ausnahmen trifft die Baugenehmigungsbe-

hörde im Einvernehmen mit der Gemeinde (§ 14 Abs. 2 BauGB). 

(3) Von der Veränderungssperre nicht berührt werden gemäß § 14 Abs. 3 BauGB Vorhaben, die vor 

dem Inkrafttreten der Veränderungssperre baurechtlich genehmigt worden sind, Vorhaben, von denen 

die Gemeinde nach Maßgabe des Bauordnungsrechts Kenntnis erlangt hat und mit deren Aus-führung 

vor dem Inkrafttreten der Veränderungssperre hätte begonnen werden dürfen sowie Unter-haltungsar-

beiten und die Fortführung einer bisher ausgeübten Nutzung. 

§ 3 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Die Veränderungssperre tritt einen Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Sie tritt außer Kraft, sobald 

der ihr zugrundeliegende Bebauungsplan Nr. 81A11 rechtsverbindlich geworden ist, spätestens jedoch 

nach Ablauf von zwei Jahren. 

Hinweise: 

Die Satzung wird während der allgemeinen Sprechzeiten im Rathaus Starnberg, Vogelanger 2, Zimmer 

313, zu jedermanns Einsicht bereitgehalten; über den Inhalt wird auf Verlangen Auskunft gegeben. Soll-

ten Sie auf einen barrierefreien Zugang angewiesen sein, bitten wir um telefonische Kontaktaufnahme 

unter der Rufnummer 08151 / 772 - 147. 

Im Weiteren wird auf die Vorschriften des § 18 Abs. 2 Satz 2 und 3 BauGB über die Geltendmachung 

etwaiger Entschädigungsansprüche für durch die Veränderungssperre eingetretene Vermögensnach-

teile sowie auf die Vorschriften des § 18 Abs. 3 BauGB über das Erlöschen der Entschädigungsansprü-

che bei nicht fristgerechter Geltendmachung hingewiesen. 
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Starnberg, den 01.10.2025 

 

Patrick Janik 

Erster Bürgermeister 

 

Bebauungsplan Nr. 81A11      03.09.2025  

Geltungsbereich der Veränderungssperre  

 

Starnberg, den 01.10.2025 

Patrick Janik, Erster Bürgermeister 
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Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 81A13 für das Gebiet nördlich und südlich der Lüderitz-

straße, Gemarkung Starnberg 

 

Fassung des Aufstellungsbeschlusses 

Der Bauausschuss der Stadt Starnberg hat in seiner Sitzung am 25.09.2025 beschlossen, für das Gebiet 
nördlich und südlich der Lüderitzstraße betreffend die Anwesen Lüderitzstraße 1 bis 14 sowie das Grundstück 
Fl. Nr. 716/14 einen Bebauungsplan aufzustellen, was hiermit ortsüblich bekannt gemacht wird (§ 2 Abs. 1 
des Baugesetzbuches). Der Geltungsbereich ist aus dem nachstehenden Lageplan ersichtlich. 
 
Mit dem Bebauungsplan sollen folgende Ziele verfolgt werden: 
 

• Herbeiführung einer städtebaulich verträglichen Nachverdichtung, 
 

• Wahrung der verkehrlichen Ordnung, 
 

• Erhalt unversiegelter Flächen zur Sicherstellung von Durchgrünung und 
Niederschlagswasserversickerung insbesondere durch 

 
• Begrenzung der Wohnungsanzahl in Wohngebäuden auf eine Wohnung pro vollendete 140 m² 

Grundstücksfläche und 
 

• Begrenzung der zulässigen Grundfläche nach § 19 Abs. 4 BauGB auf 0,6. 
 
Sobald der Bebauungsplanentwurf vorliegt, wird dies wiederum bekannt gemacht und Möglichkeit zur 
Stellungnahme und Erörterung gegeben. 
 
Starnberg, den 01.10.2025 
 

Patrick Janick 
Erster Bürgermeister 
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Bebauungsplan Nr. 81A18 – Teil 1 (Moosaik) als vorhabenbezogener Bebauungsplan im südli-

chen Bereich zwischen der Münchner Straße, der Petersbrunner Straße und der Moosstraße so-

wie östlich der Petersbrunner Straße 

 

Beschränkte erneute förmliche Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 2 des Baugesetzbuchs 

(BauGB) i.V.m. § 4a Abs. 3 BauGB 

Der Bauausschuss der Stadt Starnberg hat in seiner Sitzung am 25.09.2025 den aktualisierten Entwurf 

des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 81A18 – Teil 1 (Moosaik) mit Begründung und Umweltbe-

richt sowie den aktualisierten Entwurf des Vorhaben- und Erschließungsplans (VEP) in der Fassung vom 

16.09.2025 gebilligt. Dabei wurde aufgrund des Änderungs- und Ergänzungsumfangs beschlossen, eine 

beschränkte erneute förmliche Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 4a Abs. 3 

BauGB durchzuführen.  

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans ist aus dem nachfolgenden Lageplan ersichtlich. 

Anlass zur beschränkten erneuten öffentlichen Auslegung sind folgende Anpassungen des vorhabenbe-

zogenen Bebauungsplans sowie Vorhaben- und Erschließungsplans:  

1. Änderungen Teil A (Plan) 

• Entfall der Festsetzungen Ziffern 8.4, 8.5 und 8.6 (Festsetzung von Bereichen zur Anbringung der 
Ersatznistkästen – stattdessen nach Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde lediglich text-
liche Festsetzung „an fachlich geeigneter Stelle“) 

• Änderung der Wandhöhe (WH) im östlichen Teilbereich von MU7 von 20 m auf 21 m 

• Verbreiterung der Wegefläche und Verschmälerung der zu bepflanzenden Fläche im Norden des Plan-
gebiets um 1-2 m sowie Anpassung der dortigen Versickerungsanlagen 

• Verlagerung der Fläche für Mobilitätsangebote zwischen MU Teilfläche (Tfl). 4 und MU Tfl. 3 in den 
nördlichen Grünstreifen. 

• Anpassung der Grundfläche II (GR II) für einzelne Teilbereiche 

• Geringfügige Verschiebung der Kinderspielfläche nach Norden 

• Geringfügige Änderung der Fläche für eine Müllinsel im Bereich MU Tfl. 0. 
 

2. Änderungen Teil B (Satzung)  

• Änderung Ziffer 3.1.1 (maximale Tiefe von baulichen Anlagen im Untergrund) 

• Änderung Ziffer 3.1.2 (Reduzierung der Mindesthöhe im Bereich MU 1) 

• Änderung der Festsetzung der erforderlichen Stellplätze und Fahrradstellplätze in Ziffer 8 (für den 
Bereich des VEP sind die Stellplätze gemäß dem VEP herzustellen; entsprechende Festlegung der 
Zahlen im VEP; für die übrigen Flächen richtet sich der Stellplatzbedarf nach der Stellplatzsatzung in 
ihrer jeweils gültigen Fassung) 

• Änderung Ziffer 10.2.1 (immissionsschutzfachliche Festsetzung: Änderung Verkehrslärmfestsetzun-
gen) 

• Änderung Ziffer 10.2.4 (immissionsschutzfachliche Festsetzung für die Übergangszeit bis zur vollstän-
digen Bebauung des Quartiers) 

• Anpassung der artenschutzrechtlichen Festsetzungen Ziffern 12.1.1 und 12.1.2 

• Anpassung der artenschutzrechtlichen Festsetzungen Ziffern 12.2.1 bis 12.2.3 

• Ergänzung Ziffer 13.3 (ausgefallene oder abgestorbene Pflanzen sind innerhalb von einer Vegetati-
onsperiode nach Ausfall zu ersetzen) 
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• Änderung Ziffer 13.6 (Rosa Maialis und Rosa Pendulina werden durch Rosa Canina bzw. Rosa Rubi-
ginosa ersetzt) 

 

3. Änderungen Teil D (VEP) 

• Ergänzung der Spielplatzdarstellung im VEP um die Bezeichnung „auch mit geeigneten barrierefreien 
Spielgeräten“  

• Streichung der Festlegung auf die Arten Birke und Silberweide im Freiflächengestaltungsplan 

• Geringfügige Verschiebung der Verortung der Fahrradabstellplätze im Freiflächenplan 

• Geringfügige Änderung der Außenkante der Tiefgarage  

• Änderung der Nutzung einer Fläche im 1. OG von MU Tfl. 1 von Wohnen zu Kita 
 

4. Änderungen Durchführungsvertrag 

• Ergänzung einer Regelung im Durchführungsvertrag zur Begrenzung der Ausfahrten aus der Tiefga-
rage im Bereich MU4 auf 63 Fahrten pro Stunde zur Nachtzeit. 

• Ergänzung der Regelungen im Durchführungsvertrag dahingehend, dass sich die Vorhabenträgerin 
verpflichtet, in dem vorzulegenden Baustellenmanagementkonzept die Bedürfnisse der Anlieger, ins-
besondere deren An- und Ablieferverkehr zu berücksichtigen. 

• Ergänzung einer Regelung im Durchführungsvertrag, wonach die Verpflichtung zum Beweissiche-
rungsangebot auf die anliegenden öffentlichen Verkehrsflächen im Zuständigkeitsbereich des Staatli-
chen Bauamtes auszuweiten ist. 

• Ergänzung der Regelungen im Durchführungsvertrag und im städtebaulichen Vertrag mit den Eigen-
tümern der Einbeziehungsflächen dahingehend, dass das Grundwassermonitoring bis 5 Jahre nach 
Abschluss der Bauwasserhaltungen auf den jeweiligen Grundstücken durchzuführen ist. 

 

Sämtliche Änderungen sind in den Planunterlagen farblich gekennzeichnet.  

Der vom Bauausschuss in seiner Sitzung am 25.09.2025 erneut gebilligte und nach § 4a Abs. 3 BauGB 

zur erneuten Auslegung bestimmte aktualisierte Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 

81A18 - Teil 1 (Moosaik) in der Fassung vom 16.09.2025, bestehend aus Planzeichnung, Satzungstext, 

Begründung nebst Umweltbericht sowie Vorhaben- und Erschließungsplan sowie die nach Einschätzung 

der Stadt Starnberg wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen werden ge-

mäß § 4a Abs. 3 BauGB verkürzt in der Zeit 

vom 20.10.2025 bis einschließlich 03.11.2025 

im Internet veröffentlicht und sind auf der Internetseite der Stadt Starnberg unter 

https://www.starnberg.de/buergerservice-verwaltung/aktuelles/bekanntmachungen abrufbar. 

Neben der Veröffentlichung im Internet werden die dort veröffentlichten Unterlagen während der 
Veröffentlichungsfrist zudem in Papierform im Rathaus Starnberg, Vogelanger 2, 82319 Starnberg, 
am Empfang (barrierefreier Zugang) während der üblichen Öffnungszeiten ausgelegt und sind dort 
einsehbar.  
 
Es sind folgende Arten umweltbezogener Informationen (in Form von privaten Stellungnahmen, Stellung-

nahmen der Träger öffentlicher Belange, Fachgutachten und/oder Umweltbericht) zu den nachstehenden 

Schutzgütern verfügbar: 

 

https://www.starnberg.de/buergerservice-verwaltung/aktuelles/bekanntmachungen
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Schutzgut Art der vorhandenen Information 

Mensch • Lärmeinwirkungen 

• Geruchseinwirkungen 

• Lufthygienische Aspekte im Hinblick auf den ungestörten Abtransport von Abluft der be-
nachbarten gewerblichen Nutzungen 

• Belichtung und Besonnung aufgrund geplanter Gebäudeabstände 

• Brandschutztechnische Anforderungen, Feuerwehrflächen und Brandabschnitte in den 
Garagengeschossen 

• Vereinbarkeit mit Einzelhandelskonzept 

• Flächen mit Bodenbelastungen 

Flora und Fauna • Untersuchung der Auswirkungen, insbesondere Auswirkungen von Eingriffen in das Grund-
wasser; Auswirkungen von Gebäuden und deren Nutzung auf Vögel; Auswirkungen von 
Lichtemissionen; Eintrag von Stickstoff, Säuredeposition; Ammoniak-Konzentration insbe-
sondere durch Verkehr; Auswirkungen auf besonders geschützte Arten wie z.B. Kamm-
molch, Gelbbauchunke, Skabiosen-Scheckenfalter, der Planung auf:  

• FFH-Gebiet „Moore und Wälder der Endmoräne bei Starnberg“ 

• Landschaftsschutzgebiet „Würmtal“, Naturschutzgebiet „Leutstettener Moos“ 

• Biotop „Feuchtgebüsche am Würmufer im Süden des NSG „Leutstettener Moos“ 

• SPA-Vogelschutzgebiet „Starnberger See“ 

• Naturschutzrechtliche Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung   

Boden • Vorliegende Bodenverhältnisse 

• Auswirkungen der Planung in den vorhandenen Torfkörper 

• Schädliche Bodenveränderungen und Altlasten 

Wasser Grundwasser 

• Auswirkung der geplanten Untergrundverbauungen im Grundwasser 

• Auswirkung energetischer Nutzung auf das Grundwasser 

• Auswirkungen durch Baugrubenentwässerung und Bauwasserhaltung während der Bau-
phase 

• Auswirkungen von Eingriffen in das Grundwasser im Hinblick auf Nachbargrundstücke 

• Schädliche Bodenveränderungen und Altlasten 

 
Oberflächenwasser 

• Niederschlagswasserversickerung im Plangebiet 

• Starkregenprävention 

• Auswirkungen der Planung auf die Fließpfade beim 100-jährlichen Niederschlagsereignis 

 
Abwasser: 

• Leistungsfähigkeit Kanalnetz – Rückhaltung durch Retentionsvorrichtungen (Pumpstatio-
nen) 

• Ableitung von Grund-, Hang- und Quellwasser während der Bauphase 

Orts- und Land-
schaftsbild 

• Auswirkung der Planung auf das Orts- und Landschaftsbild 

 

Luft und Klima • Lufthygienische Aspekte im Hinblick auf den ungestörten Abtransport von Abluft der be-
nachbarten gewerblichen Nutzungen 
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• Bewertung von Stickstoffemissionen insbesondere aus Verkehr 

• Informationen zu Klimaauswirkungen durch die Planung 

 

Es wird auf Folgendes hingewiesen: 
 
1. Stellungnahmen können während der Dauer der Veröffentlichungsfrist nur in Bezug auf die oben 

genannten Änderungen des vorhabenbezogenen Bebauungsplans sowie Vorhaben- und 
Erschließungsplans und ihre möglichen Auswirkungen abgegeben werden.  

2. Stellungnahmen sollen elektronisch übermittelt werden (bauleitplanung@starnberg.de), können bei 
Bedarf aber auch auf anderem Wege (z.B. per Post oder per Fax) abgegeben werden.  

3. Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung über den 
Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben. 

4. Die in der Satzung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans genannten DIN-Normen und sonstige 
nicht öffentlich zugängliche Regelwerke werden ebenfalls am Empfang zur Einsicht bereitgehalten. 

 

 

 
Der Inhalt der Bekanntmachung ist auch auf der Internetseite der Stadt Starnberg unter 
https://www.starnberg.de/buergerservice-verwaltung/aktuelles/bekanntmachungen eingestellt. 
 

mailto:bauleitplanung@starnberg.de
https://www.starnberg.de/buergerservice-verwaltung/aktuelles/bekanntmachungen
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Der Inhalt der Bekanntmachung und die zu veröffentlichenden Unterlagen sind zudem über das zentrale 
Internetportal des Freistaats Bayern https://geoportal.bayern.de/bauleitplanungsportal/ zugänglich. 
 
Datenschutz: 
 
Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt auf der Grundlage der Art. 6 Abs. 1 Buchstabe e DSGVO 

i.V.m. § 3 BauGB und des BayDSG. Sofern Sie Ihre Stellungnahme ohne Absenderangaben abgeben, 

erhalten Sie keine Mitteilung über das Ergebnis der Prüfung. Weitere Informationen entnehmen Sie bitte dem 

Informationsblatt „Stadtentwicklung – Brandschutz“, das ebenfalls öffentlich ausliegt und abrufbar ist unter: 

https://www.starnberg.de/assets/downloads/buergerservice-

verwaltung/Datenschutz/Information_nach_DSGVO_-_Stadtentwicklung-Brandschutz.pdf 

 
 
Starnberg, den 01.10.2025 
 

 

Patrick Janik 
Erster Bürgermeister 

 

 

53. Änderung des Flächennutzungsplans für eine zwischen dem bestehenden Gewerbegebiet 

Schorn, dem Gelände der Autobahnmeisterei und dem Waldsaum gelegene Fläche östlich der 

Bundesautobahn A 95 sowie eine Fläche in ca. 650 m Entfernung westlich der Bundesautobahn 

A 95, betr. die Grundstücke Fl. Nrn. 2137, 2140/1, 2154, 2166/3 und 2166/4, 580 (Teil), 755 (Teil), 

2137/3 (Teil), 2163 (Teil), 2164 (Teil), und 2167 (Teil), 820, 820/2 und 823 Gemarkung Wangen 

 

Förmliche Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 2 des Baugesetzbuchs (BauGB) 

Der Entwurf zur 53. Änderung des Flächennutzungsplans in der Fassung vom 02.06.2025 ist samt Be-

gründung und Umweltbericht sowie mit den bereits vorliegenden, nach Einschätzung der Stadt Starnberg 

wesentlichen umweltbezogenen Stellungnahmen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit 

vom 15.10.2025 bis einschließlich 21.11.2025 

im Internet unter https://www.starnberg.de/buergerservice-verwaltung/aktuelles/bekanntmachungen 

sowie unter https://geoportal.bayern.de/bauleitplanungsportal abrufbar. 

Die im Internet veröffentlichten Unterlagen sind während der Veröffentlichungsfrist zudem in Papierform 

während der allgemeinen Öffnungszeiten (Montag bis Freitag von 7:30 bis 12:00 Uhr, Dienstag und 

Donnerstag von 14:00 bis 16:00 Uhr) im Rathaus der Stadt Starnberg, Vogelanger 2, 82319 Starnberg, 

am Empfang (barrierefreier Zugang) einsehbar. 

Während der Veröffentlichungs-/Auslegungsfrist können Stellungnahmen abgegeben werden, bevorzugt 

an bauleitplanung@starnberg.de, bei Bedarf aber auch auf anderem Wege. Es wird darauf hingewiesen, 

https://geoportal.bayern.de/bauleitplanungsportal/
https://www.starnberg.de/assets/downloads/buergerservice-verwaltung/Datenschutz/Information_nach_DSGVO_-_Stadtentwicklung-Brandschutz.pdf
https://www.starnberg.de/assets/downloads/buergerservice-verwaltung/Datenschutz/Information_nach_DSGVO_-_Stadtentwicklung-Brandschutz.pdf
https://www.starnberg.de/buergerservice-verwaltung/aktuelles/bekanntmachungen
https://geoportal.bayern.de/bauleitplanungsportal/
mailto:bauleitplanung@starnberg.de
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dass nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über den Bauleitplan 

unberücksichtigt bleiben können. 

Das Plangebiet ist aus dem nachfolgenden Lageplan ersichtlich. 

Es sind folgende umweltbezogene Informationen verfügbar: 

Schutzgut Art der vorhandenen Information 

Mensch • Auswirkungen der Planung bzw. deren Umsetzung auf die verkehrliche Situation (Verkehrs-
zunahme, Verkehrsverteilung, Leistungsfähigkeit der Verkehrswege, Verkehrssicherheit und 
polizeiliche Kontrolle, Auswirkungen an maßgeblichen Verkehrsknotenpunkten) auch unter 
Berücksichtigung der Entwicklungsabsichten zum Ausbau des ÖPNV und der Wegeverbin-
dungen zum Langsamverkehr (insbesondere Fußgänger und Radfahrer) sowie gewerblicher 
Umsiedlungseffekte  

• Auswirkung der Planung auf (die Erforderlichkeit von) Infrastruktureinrichtungen (insbeson-
dere auch Erschließungsmaßnahmen, (interkommunaler) Geothermieanschluss und Folge-
kosten) 

• Auswirkungen (u.a. der Wirtschaftlichkeit des Projekts) auf den Gemeindehaushalt, insbeson-
dere durch Gewerbesteuereinnahmen 

• Auswirkungen auf die Funktionsfähigkeit naheliegender Gebiete, insbesondere der Autobahn-
meisterei Starnberg sowie Nachbargemeinden  

• Emissionen ausgehend vom und Immissionen auf das Plangebiet in Gestalt von Verkehrs-
lärm, Gewerbelärm, (gefährlichen) (Luft-)/(Schad-) Stoffen oder Staub durch Baustellenver-
kehr    

• Brandschutzkonzept 

• Auswirkung der Energieversorgung des Plangebiets auf Planbereich, angrenzende Bereiche 
und Umgebung (insbesondere auch Nutzung erneuerbarer Energien bei der Stromerzeugung 
und Wärme-/ Kälteregulation) 

• Auswirkungen auf die (kompakte) Siedlungsstruktur, Wohnraumversorgung, Arbeitsplatzan-
gebot/-nachfrage sowie das Angebot an Kinderbetreuungseinrichtungen und Schulplätzen 
(Verschärfung des Nachfragedrucks) 

• Auswirkung des Plangebiets auf natürliche Ressourcen, zusammenhängende Landschafts-
räume, Erholung(-swert), Freiraum-/Aufenthaltsqualität, Sichtbeziehungen nebst umliegenden 
Bereichen  

• Flächenschonung und Reduzierung der Flächeninanspruchnahme für Siedlungs- und Ver-
kehrszwecke 

• Gebote der Ausweisung von insbesondere zentralörtlichen Einrichtungen in zentralen Orten 
und der Vermeidung von Einzelhandelsagglomerationen 

• Auswirkungen auf die Wärmebelastung im Plangebiet 

• Verlegung von Unternehmensstandorten 

• Auswirkungen auf kulturelles Erbe, einschließlich Grabhügel 

• Auswirkungen auf die Wechselwirkung zwischen Menschen, Tieren, Pflanzen, Boden, Was-
ser, Klima (einschließlich humanbioklimatische Situation) und Landschaft 

• Nachverdichtungspotential im Stadtgebiet und den Ortsteilen für die Umsetzung von Gewer-
beflächen sowie Standortalternativen 

• Maßnahmen zur Vermeidung, Verminderung und zum Ausgleich/Kompensation negativer 
Umweltauswirkungen, insbesondere auch alternative Planungsmöglichkeiten 

Umweltbezogene Stellungnahmen: 

- Umweltbericht, PSU | Prof. Schaller UmweltConsult GmbH vom 02.06.2025 
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- Verkehrsuntersuchung, PTV Transport Consult GmbH, 14.05.2025 
- Schalltechnische Untersuchung, Möhler + Partner Ingenieure, 27.05.2025 
- Stellungnahme Regierung von Oberbayern, 14.11.2024 
- Stellungnahme Landratsamt Starnberg Kreisbauamt, 12.11.2024  
- Stellungnahme Landratsamt Starnberg untere Naturschutzbehörde, 12.11.2024 
- Stellungnahme Landratsamt Starnberg untere Immissionsschutzbehörde, 16.10.2024 
- Stellungnahme Landratsamt Starnberg untere Straßenverkehrsbehörde, 21.10.2024 
- Stellungnahme Staatliches Bauamt Weilheim, 25.10.2024 
- Stellungnahme Staatliches Bauamt Freising, 24.09.2024 
- Stellungnahme BUND Naturschutz in Bayern e.V., 25.10.2024 
- Stellungnahme RPV Regionaler Planungsverband München, 18.11.2024 
- Stellungnahme IHK Industrie- und Handelskammer für München und Oberbayern, 24.10.2024 
- Stellungnahme Landratsamt Starnberg Brandschutzdienststelle, 16.10.2024 
- Stellungnahme Gemeinde Schäftlarn, 24.10.2024 
- Stellungnahme Abfallwirtschaftsamt Starnberg, 25.10.2024 
- Stellungnahme Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Weilheim i. O., 16.09.2024 
- Stellungnahme Die Autobahn Südbayern, 25.10.2024 
- Stellungnahme Greenpeace, 20.10.2024 
- Stellungnahme Grünzug-Netzwerk Würmtal e.V., 19.10.2024 
- Stellungnahme Landratsamt Starnberg Umweltschutz, Bodenschutz und staatl. Abfallrecht, 01.10.2024 
- Stellungnahme Polizeiinspektion Starnberg, 19.09.2024 
- Stellungnahme Verkehrspolizeiinspektion Weilheim i. OB, 02.10.2024 
- Stellungnahme Schutzverband für das Ostufer des Starnberger Sees e.V., 22.10.2024 
- Stellungnahme VCD Kreisverband Fürstenfeldbruck-Starnberg e.V., 25.10.2024 
- Antrag A1 Bürgerversammlung, 21.01.2025 
- Antrag A2 Bürgerversammlung, 21.01.2025 
- Einwendungen Bürger Nrn. 01-14, 16-29, 31, 33, 35-44, 46-53, 56-61, 63, 65-72 (identisch mit dem sog.  

Mustereinspruch oder mit allenfalls geringfügigen Abweichungen) 
- Einwendungen Bürger Nrn. 15, 30, 32, 34, 45, 54, 55, 62, 64, 73 

 

Flora und 
Fauna 

• Auswirkungen auf Schutzgebiete, schützenswerte Bereiche nach Naturschutz- und Umwelt-
recht und sonstige (Wald-)Gebiete (insbesondere die Landschaftsschutzgebiete „Starnberger 
See-Ost“, „Forstenrieder Park einschließlich Forst Kasten und Fürstenrieder Wald“, „Würmtal“ 
sowie Feuchtbiotop, Bannwald, Sturmschutzwald und Wildwege) und ihre Schutzziele/Funkti-
onen, insbesondere aufgrund der „Zerschneidungswirkung von Wildwegen“, Rodung, Rück-
bau, Entfernung, Auslichtung sowie aufgrund von Immissionen in Gestalt von Lärm, Luft-
schadstoffen und Licht  

• Auswirkungen auf die Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts insbesondere aufgrund von Ein-
wirkung auf Bann-, Sturmschutzwald und sonstige Waldflächen, Biotopstrukturen und Bio-
toptypenkomplexe sowie extensiv genutzten Grünlandflächen sowie auf Offenlandflächen 

• Flächenschonung und Reduzierung der Flächeninanspruchnahme für Siedlungs- und Ver-
kehrszwecke 

• Auswirkung auf Pflanzenarten, Lebensraum für Bodenorganismen 

• Auswirkung auf den Erholungswert und das Landschaftsbild des Plangebietes (insbesondere 
Entstehung von Siedlungsflächen, insbesondere Wald und Baumgruppen) 

• Teilweise (planungsbedingte) Überlagerung des Regionalen Grünzugs Nr. 7 Starnberger 
See/Würmtal nebst flankierender Waldkomplexe 

• Auswirkung auf (geschützte) (Tier-)Arten insbesondere unter Berücksichtigung von deren 
Fortpflanzung- und Ruhestätten, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszei-
ten sowie Nahrungsangebot (insbesondere bzgl. den nachgewiesenen 13 Fledermausarten, 
nachgewiesenen 57 Vogelarten, Reptilien (Zauneidechse, Blindschleiche), Kleinsäuger (Ha-
selmaus), Großsäuger (Dachs) und Insekten) einschließlich Vogelschlagrisiko 

• Auswirkungen auf Biodiversität 
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• Auswirkungen auf das Insektenvorkommen 

• Auswirkungen auf Gehölzbestände und bedeutsame Habitatstrukturen, insbesondere Wald-
ränder, Hecken, Säume/Böschungen 

• Maßnahmen zur Vermeidung, Verminderung und zum Ausgleich/Kompensation negativer 
Umweltauswirkungen, insbesondere auch alternative Planungsmöglichkeiten 

Umweltbezogene Stellungnahmen: 

- Umweltbericht, PSU | Prof. Schaller UmweltConsult GmbH vom 02.06.2025 
- Stellungnahme RPV | Regionaler Planungsverband München, 18.11.2024 
- Stellungnahme Landratsamt Starnberg untere Naturschutzbehörde, 12.11.2024 
- Stellungnahme Landratsamt Starnberg untere Immissionsschutzbehörde, 12.11.2024 
- Stellungnahme BUND Naturschutz in Bayern e.V., 25.10.2024 
- Stellungnahme Gemeinde Schäftlarn, 24.10.2024 
- Stellungnahme Landratsamt München, 25.10.2024 
- Stellungnahme Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Weilheim i. O., 16.09.2024 
- Stellungnahme Die Autobahn Südbayern, 25.10.2024 
- Stellungnahme Greenpeace, 20.10.2024 
- Stellungnahme Grünzug-Netzwerk Würmtal e.V., 19.10.2024 
- Stellungnahme Schutzverband für das Ostufer des Starnberger Sees e.V., 22.10.2024 
- Stellungnahme VCD Kreisverband Fürstenfeldbruck-Starnberg e.V., 25.10.2024 
- Antrag A1 Bürgerversammlung, 21.01.2025 
- Antrag A2 Bürgerversammlung, 21.01.2025 
- Einwendungen Bürger Nrn. 01-14, 16-29, 31, 33, 35-44, 46-53, 56-61, 63, 65-72 (identisch mit dem sog. Mus-

tereinspruch oder mit allenfalls geringfügigen Abweichungen) 
- Einwendungen Bürger Nrn. 15, 30, 32, 34, 45, 54, 55, 62, 64, 73 

Fläche, Bo-
den 

• Bestehende Situation und Auswirkung der Planung bzw. deren Umsetzung im Hinblick auf 
Bodenverhältnisse/-gefüge (Geologie), insbesondere auch Aufwertung von Böden sowie Alt-
lasten und Abfälle (Abfallentsorgungssysteme) 

• Flächeninanspruchnahme/Flächenversiegelung einschließlich Zerschneidung von Freiraum 

• Zersiedelung aufgrund (vermeintlich) fehlenden Anschlusses an geeigneten Siedlungszusam-
menhang (Abweichung vom sog. Anbindegebot) 

• Auswirkungen auf die Nutzung/Bewirtschaftung umliegender landwirtschaftlicher Flächen und 
Forstflächen und Verlust der im Plangebiet liegenden landwirtschaftlichen Flächen 

• Maßnahmen zur Vermeidung, Verminderung und zum Ausgleich/Kompensation negativer 
Umweltauswirkungen, insbesondere auch alternative Planungsmöglichkeiten 

Umweltbezogene Stellungnahmen: 

- Umweltbericht, PSU | Prof. Schaller UmweltConsult GmbH, vom 02.06.2025 
- Naturschutzfachliche Angaben zur speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung (saP), Dr. Schober Gesellschaft 

für Landschaftsplanung mbH, vom 15.01.2021 
- Stellungnahme Landratsamt Starnberg untere Naturschutzbehörde, 12.11.2024 
- Stellungnahme BUND Naturschutz in Bayern e.V., 25.10.2024 
- Stellungnahme RPV Regionaler Planungsverband München, 18.11.2024 
- Stellungnahme Wasserwirtschaftsamt Weilheim, 04.10.2024 
- Stellungnahme Landratsamt Starnberg Brandschutzdienststelle, 16.10.2024 
- Stellungnahme Gemeinde Schäftlarn, 24.10.2024 
- Stellungnahme Landratsamt München, 25.10.2024 
- Stellungnahme Abwasserverband Starnberger See, 25.09.2024 
- Stellungnahme Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Weilheim i. O., 16.09.2024 
- Stellungnahme Die Autobahn Südbayern, 25.10.2024 
- Stellungnahme Greenpeace, 20.10.2024 
- Stellungnahme Grünzug-Netzwerk Würmtal e.V., 19.10.2024 
- Stellungnahme Landratsamt Umweltschutz, Bodenschutz und staatl. Abfallrecht, 01.10.2024 
- Stellungnahme Schutzverband für das Ostufer des Starnberger Sees e.V., 22.10.2024 
- Stellungnahme VCD Kreisverband Fürstenfeldbruck-Starnberg e.V., 25.10.2024 
- Antrag A1 Bürgerversammlung, 21.01.2025 
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- Antrag A2 Bürgerversammlung, 21.01.2025 
- Einwendungen Bürger Nrn. 01-14, 16-29, 31, 33, 35-44, 46-53, 56-61, 63, 65-72 (identisch mit dem sog. Mus-

tereinspruch oder mit allenfalls geringfügigen Abweichungen) 
- Einwendungen Bürger Nrn. 15, 30, 32, 34, 45, 54, 55, 62, 64, 73 

Wasser • Auswirkungen der Planung auf das Grund- oder Schichtenwasser (insbesondere durch Ab-
trag von Oberbodenschichten und die Versickerung von Oberflächenwasser) einschließlich 
Auswirkungen auf den dauerhaften Grundwasserpegel (insbesondere auch auf dessen Neu-
bildung sowie Maßnahmen zum Schutz hierzu) sowie die Grundwasserdynamik 

• Auswirkungen auf Wasserschutzgebiete und außerhalb des Plangebiets situierte Grundwas-
serleiter und Brunnen 

• Trink-/Frisch-/Löschwasserversorgung des Plangebiets 

• Auswirkung auf die Wasserretention 

• Auswirkung auf den Nitratgehalt im Sickerwasser auf Ausgleichsflächen 

• Auswirkung der Planung bzw. deren Umsetzung auf den Umgang mit Niederschlagswasser 
einschließlich dessen Versickerung (insbesondere bei Starkregen) 

• Ab-/Schmutz- und Niederschlagswasserentsorgung/-beseitigung (insbesondere Trassen-/Lei-
tungsführung, Leitungs- und Kläranlagenkapazitäten) 

• (fehlende) Oberflächengewässer, Vorhandensein von wild abfließendem Wasser (insbeson-
dere auch Ableitung von Grund-, Hang- und Quellwasser) 

• Überflutungsschutz und Notwasserweg (Definition „Notwasserweg“: Insbesondere Straßen, 
Wege oder Freiflächen, die so gestaltet sind, dass sie insbesondere bei Starkregenereignis-
sen beispielsweise als temporärer Speicher oder Ableitungsweg für insbesondere Nieder-
schlagswasser dienen und damit Überflutungen vermeiden und Schäden minimieren können) 

• Maßnahmen zur Vermeidung, Verminderung und zum Ausgleich/Kompensation negativer 
Umweltauswirkungen, insbesondere auch alternative Planungsmöglichkeiten 

Umweltbezogene Stellungnahmen: 

- Umweltbericht, PSU | Prof. Schaller UmweltConsult GmbH vom 02.06.2025 
- Stellungnahme BUND Naturschutz in Bayern e.V., 25.10.2024 
- Stellungnahme Wasserwirtschaftsamt Weilheim, 04.10.2024 
- Stellungnahme Landratsamt Starnberg Brandschutzdienststelle, 16.10.2024 
- Stellungnahme Abwasserverband Starnberger See, 25.09.2024 
- Stellungnahme Die Autobahn Südbayern, 25.10.2024 
- Stellungnahme Greenpeace, 20.10.2024 
- Stellungnahme Grünzug-Netzwerk Würmtal e.V., 19.10.2024 
- Stellungnahme Schutzverband für das Ostufer des Starnberger Sees e.V., 22.10.2024 
- Antrag A1 Bürgerversammlung, 21.01.2025 
- Antrag A2 Bürgerversammlung, 21.01.2025 
- Einwendungen Bürger Nrn. 01-14, 16-29, 31, 33, 35-44, 46-53, 56-61, 63, 65-72 (identisch mit dem sog. Mus-

tereinspruch oder mit allenfalls geringfügigen Abweichungen) 
- Einwendungen Bürger Nrn. 15, 30, 32, 34, 45, 54, 55, 62, 64, 73 

Orts- und 
Landschafts-
bild 
 

• Auswirkungen auf die nachhaltige Raumentwicklung, insbesondere Streuung von zentralörtli-
chen Einrichtungen, insbesondere von Arbeitsstätten und Infrastruktureinrichtungen  

• Auswirkungen des Plangebiets auf die kompakte Siedlungsentwicklung („Siedlung der Kurz-
wege“) und für die Funktionsfähigkeit der bestehenden technischen Versorgungsin- 
frastruktur 

• Zersiedelung aufgrund (vermeintlich) fehlenden Anschlusses an geeigneten Siedlungszusam-
menhang (Abweichung vom sog. Anbindegebot) 

• Auswirkungen auf die Struktur des Landschaftsbildes (u.a. durch Erhöhung des Waldanteils), 
einschließlich dessen Schönheit, Vielfalt und Eigenart und auf den landwirtschaftlichen Cha-
rakter 
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• Erfordernis von und Auswirkungen auf (Daten-)Infrastruktureinrichtungen, (verkehrliche) Er-
schließungsmaßnahmen (auch unter Berücksichtigung der Entwicklungsabsichten zum Aus-
bau des ÖPNV und der Wegeverbindungen zum Langsamverkehr) nebst Folge-/Betriebskos-
ten 

• Auswirkung auf Bau- und Bodendenkmäler 

• Maßnahmen zur Vermeidung, Verminderung und zum Ausgleich/Kompensation negativer 
Umweltauswirkungen, insbesondere auch alternative Planungsmöglichkeiten 

Umweltbezogene Stellungnahmen: 

- Umweltbericht, PSU | Prof. Schaller UmweltConsult GmbH vom 02.06.2025 
- Stellungnahme Regierung von Oberbayern, 14.11.2024 
- Stellungnahme Landratsamt Starnberg Kreisbauamt, 12.11.2024 
- Stellungnahme Landratsamt Starnberg untere Naturschutzbehörde, 12.11.2024 
- Stellungnahme Landratsamt Starnberg untere Immissionsschutzbehörde, 16.10.2024 
- Stellungnahme Landratsamt Starnberg untere Straßenverkehrsbehörde, 21.10.2024 
- Stellungnahme BUND Naturschutz in Bayern e.V., 25.10.2024 
- Stellungnahme RPV Regionaler Planungsverband München, 18.11.2024 
- Stellungnahme IHK Industrie- und Handelskammer für München und Oberbayern, 24.10.2024 
- Stellungnahme Gemeinde Schäftlarn, 24.10.2024 
- Stellungnahme Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Weilheim i. O., 16.09.2024 
- Stellungnahme Die Autobahn Südbayern, 25.10.2024 
- Stellungnahme Greenpeace, 20.10.2024 
- Stellungnahme Grünzug-Netzwerk Würmtal e.V., 19.10.2024 
- Stellungnahme Landratsamt Starnberg Umweltschutz, Bodenschutz und staatl. Abfallrecht, 01.10.2024 
- Stellungnahme Schutzverband für das Ostufer des Starnberger Sees e.V., 22.10.2024 
- Stellungnahme VCD Kreisverband Fürstenfeldbruck-Starnberg e.V., 25.10.2024 
- Antrag A1 Bürgerversammlung, 21.01.2025 
- Antrag A2 Bürgerversammlung, 21.01.2025 
- Einwendungen Bürger Nrn. 01-14, 16-29, 31, 33, 35-44, 46-53, 56-61, 63, 65-72 (identisch mit dem sog. Mus-

tereinspruch oder mit allenfalls geringfügigen Abweichungen) 
- Einwendungen Bürger Nrn. 15, 30, 32, 34, 45, 54, 55, 62, 64, 73 

Luft und 
Klima 
 

• Auswirkungen der Planung bzw. deren Umsetzung auf das bestehende Mikroklima (insb. die 
Kaltluft- und Frischluftentstehung, Kaltluftströme/-bahnen, Luftaustauschbahnen, Wärmebe-
lastung, Anzahl der Hitzetage, lokale Kaltluftinsel) unter besonderer Berücksichtigung des 
Verlustes von (Bann-)Waldflächen (mit Funktionen für Klima und Luftreinhaltung) 

• Auswirkungen der Planung bzw. deren Umsetzung auf das bestehende Makroklima (insbe-
sondere auch Naturhaushalt (CO²-Bilanz, Hydrologie), Starkregen, klimatische Auswirkungen 
im weiteren Sinne, insbesondere Emission von Treibhausgasen und Lachgas und weitere 
Emissionen (beispielsweise durch Strom- und Energiebedarf) 

• Auswirkung der Planung bzw. deren Umsetzung auf klimawirksame Flächen (insbesondere 
auch Bannwald)  

• Auswirkungen des Klimawandels auf das Plangebiet, Resilienz des Plangebiets und Erforder-
lichkeit insb. von Hitze-, Wind- und Starkregenschutzmaßnahmen 

• Energieversorgung des Plangebiets insbesondere mit erneuerbaren Energieformen, insbe-
sondere Geothermie, oder nicht erneuerbaren Energieformen und der damit verbundenen 
Emissionen 

• Nutzung erneuerbarer Energien bei der Stromerzeugung und Wärme-/ Kälteregulation 

• Maßnahmen zur Vermeidung, Verminderung und zum Ausgleich/Kompensation negativer 
Umweltauswirkungen, insbesondere auch alternative Planungsmöglichkeiten 

Umweltbezogene Stellungnahmen: 

- Umweltbericht, PSU | Prof. Schaller UmweltConsult GmbH vom 02.06.2025 
- Stellungnahme Regierung von Oberbayern, 14.11.2024 
- Stellungnahme Landratsamt Starnberg untere Naturschutzbehörde, 12.11.2024 
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- Stellungnahme Landratsamt Starnberg untere Immissionsschutzbehörde, 16.10.2024 
- Stellungnahme BUND Naturschutz in Bayern e.V., 25.10.2024 
- Stellungnahme Gemeinde Schäftlarn, 24.10.2024 
- Stellungnahme Die Autobahn Südbayern, 25.10.2024 
- Stellungnahme Greenpeace, 20.10.2024 
- Stellungnahme Grünzug-Netzwerk Würmtal e.V., 19.10.2024 
- Stellungnahme Schutzverband für das Ostufer des Starnberger Sees e.V., 22.10.2024 
- Antrag A1 Bürgerversammlung, 21.01.2025 
- Antrag A2 Bürgerversammlung, 21.01.2025 
- Einwendungen Bürger Nrn. 01-14, 16-29, 31, 33, 35-44, 46-53, 56-61, 63, 65-72 (identisch mit dem sog. Mus-

tereinspruch oder mit allenfalls geringfügigen Abweichungen) 
- Einwendungen Bürger Nrn. 15, 30, 32, 34, 45, 54, 55, 62, 64, 73 

 

 
 Lageplan mit dem Änderungsbereich der 53. Änderung des Flächennutzungsplans 

 
Datenschutz: 
Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt auf der Grundlage der Art. 6 Abs. 1 Buchstabe e DSGVO i.V.m. § 

3 BauGB und des BayDSG. Sofern Sie Ihre Stellungnahme ohne Absenderangaben abgeben, erhalten Sie keine 

Mitteilung über das Ergebnis der Prüfung. Weitere Informationen entnehmen Sie bitte dem Informationsblatt „Stadt-

entwicklung – Brandschutz“, das ebenfalls öffentlich ausliegt und abrufbar ist unter: 

https://www.starnberg.de/assets/downloads/buergerservice-verwaltung/Datenschutz/Information_nach_DSGVO_-

_Stadtentwicklung-Brandschutz.pdf 

 
 
 
 
 

Unterschorn 

Wangen Schorn 

Autobahnmeisterei 

Oberdill 

https://www.starnberg.de/assets/downloads/buergerservice-verwaltung/Datenschutz/Information_nach_DSGVO_-_Stadtentwicklung-Brandschutz.pdf
https://www.starnberg.de/assets/downloads/buergerservice-verwaltung/Datenschutz/Information_nach_DSGVO_-_Stadtentwicklung-Brandschutz.pdf


17 von 21 
 

 
 

Amtsblatt der Stadt Starnberg 12 | 2025 

Starnberg, den 01.10.2025 
 

Patrick Janik 
Erster Bürgermeister 

 

 

Satzung über die Gestaltung von baulichen Anlagen, das Verbot von Bodenversiegelung sowie 

über die Herstellung und Ausstattung von Kinderspielplätzen (Gestaltungs- und Kinderspiel-

platzsatzung) 
 

Die Stadt Starnberg erlässt aufgrund des Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) in 

der Fassung der Bekanntmachung vom 22.08.1998 (GVBl. S. 796, 797, BayRS 2020-1-1-I), zuletzt ge-

ändert durch § 2 des Gesetzes vom 09.12.2024 (GVBl. S. 573) sowie Art. 81 Abs. 1 Nrn. 1, 3 und 5 der 

Bayerischen Bauordnung (BayBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.08.2007 (GVBl. S. 588, 

BayRS 2132-1-B), zuletzt geändert durch §§ 4 und 5 des Gesetzes vom 25.07.2025 (GVBl. S. 254) fol-

gende Satzung über die Gestaltung von baulichen Anlagen, das Verbot von Bodenversiegelung sowie 

über die Herstellung und Ausstattung von Kinderspielplätzen (Gestaltungs- und Kinderspielplatzsatzung). 

 

§ 1 

Geltungsbereich 

Die Satzung gilt für das gesamte Stadtgebiet mit Ausnahme der Gebiete, für die rechtsverbindliche Be-

bauungspläne oder städtebauliche Satzungen mit diesbezüglich abweichenden Regelungen bestehen. 

 

§ 2 

Ziel der Satzung 

1 Die Satzung bezweckt die Sicherstellung und Förderung einer ortsbildverträglichen Gestaltung der bau-

lichen Anlagen, des Gesundheitsschutzes und der Minimierung negativer Umweltauswirkungen sowie die 

Sicherstellung einer Herstellungspflicht von Kinderspielplätzen und deren angemessener Ausstattung.      

2 Mittelbar führt die Satzung damit zu einer positiven Wirkung auf die Lebens- und Aufenthaltsqualität, das 

Kleinklima sowie auf den Wasserhaushalt. 

§ 3 

Einfriedungen und Lärmschutzanlagen 

(1) 1 Entlang öffentlicher Straßen, Wege und Plätze sind Zäune nur bis zu einer Höhe von 1,50 m und 
Hecken nur bis zu einer Höhe von 2,50 m zulässig; Bezugspunkt ist jeweils das Niveau der unmit-
telbar anschließenden öffentlichen Verkehrsfläche. 2 Im Übrigen sind Zäune bis zu einer Höhe von 
1,80 m zulässig; Bezugspunkt ist hier das natürliche Gelände auf dem Baugrundstück. 

 

(2) Zäune müssen dem Orts-, Landschafts- und Straßenbild angepasst werden und in einer gedeckten, 
jeweils für sich einheitlichen Farbe und Materialität gehalten werden. 
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(3) Einfriedungen dürfen nicht – auch nur abschnitts- oder zeitweise – als geschlossene Bretter- oder 
Gabionenwand, als Mauer oder in einer vergleichbaren Weise, die z.B. aufgrund fehlender Spalt- 
und Abstandsmaße oder durch ein Bespannen mit Matten den Eindruck einer hermetischen Ge-
schlossenheit und damit ein von der baulichen Anlage dominiertes Straßen- und Ortsbild vermittelt, 
ausgeführt werden. 

 

(4) 1 Zäune sollen nicht unmittelbar am Boden abschließen und müssen Kleinsäugern (insbesondere 
Igeln) durchgängig einen Durchlass ermöglichen. 2 Nicht der Abfangung des natürlichen Geländes 
dienende Sockel sind nur ausnahmsweise auf entsprechenden Antrag hin und bis zu einer Höhe von 
maximal 15 cm zulässig, wenn sie nachweislich dem Schutz des Grundstücks vor nachteiligen Be-
einträchtigungen wie insbesondere andernfalls von außerhalb zufließendem Niederschlagswasser 
dienen; die Höhe des Sockels ist dann auf das zulässige Gesamtmaß der Einfriedung anzurechnen. 

 

(5) Anlagen zum Lärmschutz sind auf entsprechenden Antrag hin ausnahmsweise zulässig, wenn die 
Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse dies erfordern, nachweislich ein we-
sentlicher Minderungseffekt herbeigeführt wird und das Straßen- und Ortsbild sowie die Sicherheit 
und Leichtigkeit des Verkehrs nicht beeinträchtigt werden. 
 

§ 4 

Begrünung von Dächern und Außenwänden 

(1) 1 Flachdächer und vergleichbare Dächer mit bis zu 10° Neigung sind jeweils mit Ausnahme der At-
tika-Abdeckung vollständig zu begrünen. 2 Dies gilt sowohl für die betreffenden Dächer von Haupt-
gebäuden als auch von Nebenanlagen, Tiefgaragenzufahrten und Garagen einschließlich Carports. 
3 Eine Reduzierung des begrünten Anteils um maximal 25 % kann für den Fall erfolgen, dass die 
Dachfläche für technische Anlagen der Wärmeregulierung (z.B. Klimaanlage), Fensteröffnungen 
und / oder als Aufenthaltsfläche beansprucht werden soll. 4 Der Anteil der Begrünung kann sich wei-
ter reduzieren oder gänzlich entfallen, soweit und sofern die (restliche) Dachfläche durch Anlagen 
zur Nutzung der Sonnenenergie beansprucht wird. 5 Die Anforderungen nach Art. 8 BayBO bleiben 
unberührt. 

 

(2) Mit einer dauerhaften Bepflanzung (z.B. durch selbstklimmende Pflanzen oder durch vorgesetzte 
Spalier-Begrünung) zu versehen sind die Flächen von 

 

a) Parkhäusern zu mindestens insgesamt 75 %, 
 

b) Industrie- und Gewerbebauten zu mindestens insgesamt 50 %. 
 

§ 5 

Verbot der Bodenversiegelung, nicht begrünter Steingärten sowie ähnlich eintöniger Flächen-

nutzungen 

(1) 1 Zuwegungen und Zufahrten, Terrassen und sonstige befestigte Flächen dürfen nicht mit wasser-
undurchlässigen Belägen ausgeführt werden. 2 Ausgenommen hiervon sind Flächen, an deren Be-
festigung besondere wasser-, altlastenrechtliche oder sonstige sicherheitsrelevante Anforderungen 
gestellt werden. 3 Hinsichtlich der Beschaffenheit von Stellplätzen wird auf die städtische Stellplatz-
satzung verwiesen. 
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(2) 1 Nicht begrünte Steingärten mit einem im betreffenden Bereich vorherrschenden Anteil an Blüh- und 
Polsterpflanzen von weniger als 60 % sind unzulässig. 2 Ebenso unzulässig sind ähnlich den Stein-
gärten eintönige Flächennutzungen mit hoher thermischer oder hydrologischer Last oder erheblich 
unterdurchschnittlichem ökologischem oder wohnklimatischem Wert, im Weiteren die Verwendung 
von Kunstrasen außerhalb von Sportanlagen. 

§ 6 

Kinderspielplätze 

(1) 1 Bei der Errichtung von Gebäuden mit mehr als fünf Wohnungen sind je 25 m² Wohnfläche 1,50 m² 
Kinderspielplatzfläche nachzuweisen, mindestens jedoch 60 m². 2 Von dieser Pflicht befreit sind Ge-
bäude bzw. ohne Anrechnung bleiben diejenigen Nutzungseinheiten innerhalb eines Gebäudes, für 
die nach deren Art ein Spielplatz nicht erforderlich ist, was insbesondere für Einzimmerappartements 
sowie Wohnungen für Senioren, Studenten, Lehrlinge und Krankenschwestern gilt. 

 

(2) 1 Kinderspielplätze sind auf dem Baugrundstück so zu errichten, dass sie sich in verkehrsabgewand-
ter Lage befinden und für die Kinder unmittelbar ohne Inanspruchnahme der öffentlichen Verkehrs-
fläche zugänglich sind. 2 Ausnahmsweise darf der Spielplatz auf einem anderen Grundstück angelegt 
werden, wenn dieses in fußläufiger Entfernung von nicht mehr als 250 m vom Hauseingang entfernt 
liegt und auf für Kinder geeigneten Wegen erreichbar ist; die Benutzung des Grundstücks ist dann 
gegenüber dem Träger der Bauaufsichtsbehörde rechtlich zu sichern. 3 Der Spielplatz ist dauerhaft 
zu er- und das Spielgerät stets verkehrssicher zu halten, im Falle eines Abgangs ist umgehend 
gleichwertiger Ersatz zu schaffen. 

 

(3) 1 Der Kinderspielplatz ist für je 60 m² mit mindestens einem Spielsandbereich nach DIN 18034 mit 
einer Mindestgröße von je 4 m², einem ortsfesten Spielgerät mit dazu ggf. erforderlichem Fallschutz 
sowie einer ortsfesten Sitzgelegenheit auszustatten. 2 Sofern das zur Auswahl kommende Spielgerät 
auch als inklusives Spielgerät verfügbar ist, muss es als solches errichtet werden, ergibt sich auf-
grund der Wohnfläche und der Berechnung nach Abs. 1 eine Kinderspielplatzfläche von mehr als 
60 m², muss zwingend eines der Spielgeräte inklusiv sein. 3 Im Weiteren soll der Spielplatz eine 
angemessene Umfassungsbegründung sowie ausreichend schattenspendende Elemente erhalten, 
wozu bevorzugt Baumpflanzungen erfolgen sollen. 

 

(4) 1 Auf Antrag kann die Größe und Ausstattung von Kinderspielplätzen reduziert oder von der Anle-
gung eines Kinderspielplatzes gänzlich abgesehen werden, wenn ein öffentlicher Spielplatz, der die 
Anforderungen von Abs. 3 Satz 1 erfüllt, in fußläufiger Entfernung von nicht mehr als 250 m vom 
Hauseingang entfernt liegt und auf für Kinder geeigneten Wegen erreichbar ist. 2 Der Bauherr hat in 
diesen Fällen eine Ablösezahlung in nachstehender Höhe zu erbringen. 
 

Für die Mindestfläche von 60 m²: 15.000,00 € 

Für jeden weiteren m² Spielplatzfläche: 300,00 € 
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§ 7 

Sonstiges 

(1) 1 Garagen und Nebenanlagen sollen in ihrer Bauweise, Materialität, Gestalt und Gestaltung auf das 
zugehörige Hauptgebäude abgestimmt sein. 2 Dieses Abstimmungsgebot gilt ebenso unter Nach-
barn, wenn deren Gebäude unmittelbar aneinandergrenzen. 

 

(2) 1 Die nicht bebauten sowie die unterbauten Flächen der bebauten Grundstücke sind möglichst zu 
begrünen. Dabei sollen standortgerechte und klimaresiliente Arten Verwendung finden. 2 Im Weiteren 
sollen die Gewächse möglichst in einer solchen Vielfalt gewählt werden, dass über die gesamte 
Vegetationsphase hinweg ein Blütenstand besteht. 

 

§ 8 

Abweichungen 

Von den Vorschriften der Satzung können Abweichungen nach Art. 63 BayBO zugelassen werden. 

§ 9 

Ordnungswidrigkeiten 

Mit Geldbuße bis zu fünfhunderttausend Euro gemäß Art. 79 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BayBO kann belegt 

werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen die Satzung verstößt. 

 

§ 10  

In- und Außerkrafttreten 

1 Die Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 2 Gleichzeitig tritt die Grünordnungs- und 

Gestaltungssatzung in der Fassung der Bekanntmachung vom 24.05.2023 außer Kraft. 

Starnberg, den 01.10.2025 

 

Patrick Janik 

Erster Bürgermeister 

 

 

Satzung zur Änderung der Satzung über die Herstellungspflicht und die Ermittlung von Stellplät-

zen für Kraftfahrzeuge und Fahrräder sowie über die Ablösung (Stellplatzsatzung) 

 

Die Stadt Starnberg erlässt aufgrund des Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) 

in der Fassung der Bekanntmachung vom 22.08.1998 (GVBl. S. 796, 797, BayRS 2020-1-1-I), zuletzt 

geändert durch § 2 des Gesetzes vom 09.12.2024 (GVBl. S. 573) sowie Art. 81 Abs. 1 Nr. 4 der Bayeri-

schen Bauordnung (BayBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.08.2007 (GVBl. S. 588, BayRS 

2132-1-B), zuletzt geändert durch §§ 4 und 5 des Gesetzes vom 25.07.2025 (GVBl. S. 254) folgende 

Satzung zur Änderung der Satzung über die Herstellungspflicht und die Ermittlung von Stellplätzen für 
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Kraftfahrzeuge und Fahrräder sowie über die Ablösung (Stellplatzsatzung). 

§ 1 

Regelungsinhalt 

Die Satzung über die Herstellungspflicht und die Ermittlung von Stellplätzen für Kraftfahrzeuge und Fahr-

räder sowie über die Ablösung (Stellplatzsatzung) in der Fassung der Bekanntmachung vom 10.09.2025 

erfährt die nachstehende Änderung. 

In der Anlage zu § 3 Abs. 1 (Richtzahlen für den Stellplatzbedarf (Kfz)) wird die folgende Regelung auf-

genommen: 

1. Wohngebäude Zahl der Stellplätze (St.) Hiervon für 
Besucher in % 

 
1.1.1 

 
Konventionelle Gebäude 
mit Wohnungen, auch Doppel-
haushälften oder Reihen- 
hauseinheiten (geteilt und 
ungeteilt), je Wohnung 
 
 
 
 
 
 
 
 
Innerhalb des in § 4 Abs. 1 
genannten Gebiets 

 
Mit bis zu 40 m² WF (außer für Gebäude nach 1.7), 
 
a) soweit und sofern sich die Wohnfläche 
 dieser Wohnungen auf nicht mehr als 
 ½ der Gesamtwohnfläche beläuft         0 St. 
 
b) für die darüberhinausgehende Wohn- 

fläche dieser Wohnungen          1 St. 
 
Mit bis zu 80 m² WF           1 St. 
 
Mit über 80 m² WF           2 St. 
 
Ermäßigung um 20 %, nicht jedoch für die Wohnun-
gen mit bis zu 40 m² WF 
 

 
--- 

 

§ 2 

Inkrafttreten 

Die Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 

Starnberg, den 01.10.2025 
 
 
Patrick Janik 
Erster Bürgermeister 

Impressum 
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